
SCHWERPUNKTTHEMA

TA-Datenbank-Nachrichten, Nr. 4, 9. Jg., Dezember 2000 Seite 73

FGSV / Forschungsgesellschaft für Straßen- und
Verkehrswesen, 1996: Merkblatt über Luftverunrei-
nigungen an Straßen – Teil: Straßen ohne oder mit
lockerer Randbebauung (MLuS 1992). Aktualisierte
Fassung, Köln
Gühnemann, A., 2000: Methods for Strategic Envi-
ronmental Assessment of Transport Infrastructure
Projects. Baden-Baden: Nomos
IFEU / Institut für Energie und Umweltforschung,
1997: Daten- und Rechenmodell: Energieverbrauch
und Schadstoffemissionen aus dem motorisierten
Verkehr in Deutschland 1980 bis 2010. Studie im
Auftrag des Umweltbundesamtes. UFOPLAN Nr.
10506057, Endbericht, Heidelberg. In: Heusch/
Boesefeldt GmbH: Ergänzung und Aktualisierung
der Verfahren zur Bewertung von Fernstraßen-
projekten für die Bundesverkehrswegeplanung.
Schlussbericht. Im Auftrag des Bundesministeriums
für Verkehr. Aachen
Kraetzschmer, D., 1997: Monetarisierung des Wert-
verlustes von Natur und Landschaft durch ver-
kehrswegebedingte Flächenbeanspruchung im
Rahmen der Bundesverkehrswegeplanung. In:
UVP-Förderverein (Hrsg.): UVP in der Bundesver-
kehrswegeplanung: die Bedeutung der Plan-
/Programm-UVP zur Sicherung einer umwelt- und
sozialverträglichen Mobilität, S. 163 - 170, Dort-
mund: Dortmunder Vertrieb für Bau- und Pla-
nungsliteratur
Kuchenbecker, K., 2000: Strategische Prognose und
Bewertung von Verkehrsentwicklungen mit System
Dynamics. Baden-Baden: Nomos
Martinez-Alier, J., 1990: Ecological Economics:
Energy, Environment and Society. Oxford: Black-
well
OECD (ed.), 2000: Synthesis Report of the OECD
project on Environmentally Sustainable Transport
ECT. Presented on occasion of the International est!
Conference, 4th to 6th October 2000, Vienna,
Austria
Pearce, D.W.; Markandya, A.; Barbier, A., 1989:
Blueprint for a Green Economy: a report. London:
Earth Scan Publications
Schnabel, W.; Lohse, D., 1997: Grundlagen der
Straßenverkehrstechnik und der Verkehrsplanung.
Bd. 2 Verkehrsplanung, 2. Auflage, S. 378 ff.
UBA / Umweltbundesamt, 1997: Maßnahmenplan
Umwelt und Verkehr – Ein Konzept für eine um-
weltverträgliche Verkehrsentwicklung in der Bun-
desrepublik Deutschland. Berlin
University College London et al., 1999: POSSUM -
Final Report. ST-96-SC.107, London

Kontakt

Dr. Astrid Gühnemann
Deutsches Zentrum für Luft- und
Raumfahrt e.V.
Institut für Verkehrsforschung
E-Mail: astrid.guehnemann@dlr.de

Prof. Dr. Werner Rothengatter
Institut für Wirtschaftspolitik und Wirtschafts-
forschung
Universität Karlsruhe
E-Mail: rothengatter@iww.uni-karlsruhe.de

«

Stand der Weiterentwicklung
der Bundesverkehrswege-
planung
Zwischenbericht zur methodischen Über-
arbeitung im Verkehrsbericht 2000

von Ekkehard Fulda, Karlsruher Forum
Ethik in Recht und Technik e.V.

Das Gesamtverfahren und die Methodik der
Bundesverkehrswegeplanung (BVWP)
stammen in ihrer formal noch geltenden
Fassung aus dem Jahre 1992. Wie bereits
1999 angekündigt, hat das Bundesministe-
rium für Verkehr, Bau- und Wohnungswe-
sen in seinem im November erschienenen
„Verkehrsbericht 2000“ einen „Zwischenbe-
richt“ zur Überarbeitung der BVWP gege-
ben, dessen Hauptergebnisse in dem Bei-
trag wiedergegeben sind. Eingearbeitet sind
zur Ergänzung einige interessante Details
aus einer Zusammenfassung eines Vortrags
von Dr. Peter Gehrung von der „Projekt-
gruppe Bundesverkehrswegeplanung“ des
BMVBW.

1 Voraussetzungen und Ausgangs-
punkte

Seitens des Bundesministeriums für Verkehr,
Bau- und Wohnwesen (BMVBW) wird das
gesamtwirtschaftliche Bewertungsverfahrens
für Verkehrswegeinvestitionen des Bundes in
der „Projektgruppe Bundesverkehrswegepla-
nung“ fortentwickelt, die Bestandteil der
Grundsatzabteilung ist. Den Ausgangspunkt
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der Überarbeitung des Bundesverkehrswege-
planes (BVWP) von 1992 bildet die Koaliti-
onsvereinbarung der Bundesregierung vom
Herbst 1998. Darin ist die Überarbeitung des
BVWP ausdrücklich als Ziel genannt. Im No-
vember 2000 ist der „Verkehrsbericht 2000“
als „umfassende Bestandsaufnahme der Ver-
kehrsentwicklung“ erschienen. Darin sind auch
eine Bewertung der Ergebnisse der „unabhän-
gigen Kommission“ „Verkehrsinfrastrukturfi-
nanzierung“ (die sogenannte Pällmann-
Kommission) und ein neues Konzept zur Ent-
wicklung der deutschen See- und Flughäfen
enthalten, außerdem aktuelle Prognosen der
Verkehrsentwicklung. Des weiteren stellt der
„Verkehrsbericht 2000“ jedoch einen „Zwi-
schenbericht“ zur Überarbeitung der Erfas-
sungs- und Bewertungsmethodik der BVWP
dar.

Auf die „Mängel des Bundesverkehrswe-
geplanes“ von 1992 wurde und wird vielfach
hingewiesen – diese Kritik soll bei der Moder-
nisierung berücksichtigt werden. Verfahrens-
verfeinerungen sind jedoch Grenzen gesetzt,
damit das Verfahren nicht an Transparenz und
Handhabbarkeit verliert. Denn insgesamt dür-
fen die Festlegungen und Annahmen auf der
Ebene der BVWP „angemessen“ grob sein, da
sie Raumordnungsverfahren, Linienbestim-
mungen und Planfeststellungen oder vergleich-
baren Verfahren nicht vorgreifen soll.

Aus diesen wie auch aus pragmatischen
Gründen kann die nachfolgende Zusammen-
stellung nur verkürzt wiedergeben, inwieweit
und wie genauer sich die jeweiligen Kritik-
punkte in den methodischen Änderungen nie-
derschlagen.

Ziele der BVWP

Mit der verkehrsträgerübergreifend koordi-
nierten BVWP verfolgt die Verkehrspolitik
insbesondere investitionspolitische Ziele. Das
Zielsystem der BVWP-Überarbeitung ist an
den folgenden acht übergeordneten verkehrs-
und umweltpolitischen Zielen ausgerichtet:

• Gewährleistung dauerhaft umweltgerech-
ter Mobilität

• Stärkung des Wirtschaftsstandorts
Deutschland zur Schaffung bzw. Siche-
rung von Arbeitsplätzen

• Förderung nachhaltiger Raum- und Sied-
lungsstrukturen

• Schaffung fairer und vergleichbarer Wett-
bewerbsbedingungen für alle Verkehrsträ-
ger

• Verbesserung der Verkehrssicherheit für
Verkehrsteilnehmer und Allgemeinheit

• Verringerung der Inanspruchnahme von
Natur, Landschaft und nicht erneuerbaren
Ressourcen

• Reduktion der Emissionen von Lärm,
Schadstoffen und Klimagasen (vor allem
CO2)

• Förderung der europäischen Integration.

Zur übergeordneten Zielebene der BVWP ge-
hört die Verbesserung der Wohlfahrt der Be-
völkerung, das heißt, dass insbesondere durch
die Investitionen in die Verkehrsinfrastruktur
ein Zuwachs an gesamtwirtschaftlichem Nut-
zen erzielt werden soll. Diese Vorgabe liegt
dem Gesamtverfahren und den einzelnen Ele-
menten der Bewertungsmethodik zugrunde. Da
es sich um die gesamtwirtschaftliche Wohlfahrt
handelt, sind grundsätzlich auch alle wohl-
fahrtsrelevanten Effekte der Investitionen ein-
zubeziehen, also die negativen ebenso wie die
positiven.

Gerade bei Konkurrenz von Investitions-
vorhaben ist das Ziel der Wohlfahrtsförderung
weiter zu konkretisieren und sind die Bewer-
tungskriterien entsprechend umfassend anzu-
wenden. Auf der Projektebene heißt dies, dass
keinesfalls nur positive Investitionswirkungen
zu betrachten sind. Vielmehr werden, etwa am
Beispiel einer geplanten Ortsumgehung be-
trachtet, in der Regel verkehrlich und ökolo-
gisch negative Effekte des den Ort durchfah-
renden Verkehrs durch andere – womöglich
geringere – negative Effekte ersetzt.

Neben dem Laissez-faire-Szenario wird
für die BVWP eine Vielzahl von Arbeits-
Szenarien berechnet, die unterschiedlichen
erwogenen ordnungs-, preis- und investitions-
politischen Maßnahmen entsprechen. Für eine
jeweils erwogene Version wird untersucht,
inwiefern sie den Zielen der Verkehrspolitik
Rechnung trägt, das heißt, wie klein oder wie
groß ihre Beiträge zur Zielerfüllung jeweils
ausfallen. Dabei bleiben Zielkonflikte kaum
aus. In der BVWP wird den Prognosen
schließlich dasjenige Szenario zu Grunde ge-
legt, das die verkehrspolitischen Akzente der
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Regierung am besten erkennen lässt (Szenario
"Integration", s. u.).

Die Beiträge, welche die einzelnen Maß-
nahmen des den Prognosen zu Grunde gelegten
Szenarios zur Erfüllung der verkehrs- und um-
weltpolitischen Ziele leisten, sollen in der Mo-
dernisierung der BVWP deutlicher als früher
erkennbar werden, „was mit erheblichen
Schwierigkeiten verbunden ist.“ (Gehrung) Das
Zielsystem der BVWP wird in der Bewer-
tungsmethodik anhand von „Strukturzielen“
und diesen jeweils entsprechenden „Leistungs-
zielen“ umgesetzt. Die „Strukturziele" werden
aus dem System der genannten übergeordneten
Ziele abgeleitet, die „Leistungsziele“ stellen
deren Konkretisierung in überprüfbaren Krite-
rien dar.

Tab. 1: Strukturziele und Leistungsziele
der Bundesverkehrswegeplanung
(Gehrung)

Strukturziele Leistungsziele

Verbilligung der Beförde-
rungsprozesse

Senkung von Kosten der
Fahrzeugvorhaltung und
des Fahrzeugbetriebs

Verkürzung der Fahrt-
dauern

Beschleunigung von
Fahrten; Verkürzung von
Fahrtrouten

Erhöhung der Sicherheit Verminderung von
Tötungen, Verletzungen
und Sachschäden

Verbesserung der Raum-
ordnung

Verbesserung der Er-
reichbarkeit; Verbesse-
rung des Arbeitsplatz-
angebotes in struktur-
schwachen Regionen

Entlastung der Umwelt Verminderung von Lärm,
Luftverschmutzung, Kli-
magasen und Trenn-
wirkungen des Verkehrs

Schonung von Natur und
Landschaft

Einsparung am Verbrauch
alternativ nutzbarer Bo-
denflächen; Vermeidung
von Gefährdungen der
Wasserqualität sowie von
Flora und Fauna

Vorteile in verkehrs-
fremden Funktionen

z. B. Erhöhung des Erho-
lungs- und Freizeitwertes
von Landschaften; Nut-
zung von Binnenwasser-
straßen für die Wasser-
überführung

In das Gesamtverfahren der BVWP sind die
aufgeführten Struktur- und Leistungsziele
weitgehend durch die monetarisierten Wir-
kungskomponenten der Nutzen-Kosten-Analy-
se einbezogen. Darüber hinaus wird durch die

Erfassung weiterer, nicht-monetärer Gesichts-
punkte erwogener Infrastrukturprojekte die
Erfüllung der verkehrs- und umweltpolitischen
Ziele überprüft.

Zur Bewertungsmethodik

Wie bei der bisherigen BVWP, so besteht auch
in deren modernisierter Fassung das methodi-
sche Vorgehen darin, zuerst die physischen,
nicht-monetären Effekte des Verkehrs zu erfas-
sen und dann erst die Wirkungen und Folgen
zu monetarisieren.

Das gesamtwirtschaftliche Bewertungs-
verfahren für Verkehrswegeinvestitionen des
Bundes besteht nach wie vor im wesentlichen
aus der Nutzen-Kosten-Analyse (NKA), die
durch nicht-monetäre Beurteilungen ergänzt
wird. Beide Teile werden in der BVWP zu-
sammengeführt und beide Teile erfahren Ver-
änderungen und Ergänzungen. In der Grund-
struktur ihrer erfassten und bewerteten Kom-
ponenten bzw. der jeweiligen Kriterien bleibt
die NKA auch zukünftig erhalten. Den Kosten-
und Wertansätzen der Monetarisierung liegt der
Preisstand des Jahres 1998 zu Grunde.

Die Überarbeitung der BVWP gilt insbe-
sondere der Verbesserung der Methodik bei der
Behandlung der Auswirkungen in den Berei-
chen Umwelt, Raumordnung und Städtebau.
Dabei sollen die Erweiterungen der methodi-
schen Basis in den genannten Bereichen zwar
einerseits den wesentlichen Kritikpunkten an
dem bisherigen Verfahren (BVWP ’92) gerecht
werden, andererseits soll aber die Praktikabi-
lität des Planungsverfahrens sichergestellt blei-
ben. Demnach haben Änderungsvorschläge, die
auf eine sehr weit reichende Revision der Be-
wertungsmethodik hinauslaufen, jedenfalls in
dieser Stufe der Bearbeitung, wie sie im Ver-
kehrsbericht 2000 dokumentiert sind, noch
keine Realisierungschance.

Dies gilt insbesondere für Empfehlungen,
wie sie in der Studie des Instituts für Wirt-
schaftspolitik und Wirtschaftsforschung der
Universität Karlsruhe (IWW) (UBA 1999)
gemacht werden und die in dem Beitrag von
Astrid Gühnemann und Werner Rothengatter:
„Neue Bewertungsverfahren in der Verkehrs-
planung“ im Schwerpunkt dieses Heftes im
Überblick vorgestellt sind. Vorgeschlagen
wird, dass zunächst – politisch vorgängig und
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methodisch unabhängig, vor dem rechnerischen
Verfahren des BVWP – „Umwelt-Handlungs-
ziele“ festgesetzt und dem weiteren Planungs-
und Entscheidungsprozess vorgegeben werden,
z. B. in Form von Grenzwerten für Immissio-
nen von Luftschadstoffen, die nicht über-
schritten werden dürfen. Solche Ansätze wer-
den im Verkehrsbericht 2000 nicht in Betracht
gezogen.

2 Zur Modernisierung des BVWP

Integration von Prognose und Bewertung

Ein besonderes Kennzeichen des neuen
BVWP-Struktur-Ablaufs ist, dass eine Rück-
kopplung von dem Ergebnis der gesamtwirt-
schaftlichen Bewertung auf die Verkehrsprog-
nose vorgenommen wird. Bei diesem neuen
methodischen Integrationsschritt

„ist vorgesehen, im Anschluss an einen ers-
ten Bewertungslauf auf der Grundlage des
zur Verfügung stehenden Investititonsvolu-
mens das sich daraus ergebende Verkehrsan-
gebot (Bündel von für vordringlich gehalte-
nen Infrastrukturmaßnahmen) mit den Ver-
kehrsprognosen rückzukoppeln. Dadurch
wird es unter anderem möglich, den Beitrag
vordringlicher Schienenprojekte zur Aus-
schöpfung des Marktpotenzials der Schiene
zu beurteilen.“ (BMVBW 2000, S. 68)

Ausgewählte Szenarien

Ausgegangen wird von einem „Laisser-faire-
Szenario“. Aus diesem wird die Prognose für
das Zieljahr 2015 berechnet. Zu Grunde gelegt
sind dem Szenario die „weitere Verminderung
des durchschnittlichen Kraftstoffverbrauchs um
rund 21 Prozent für Pkw bzw. um knapp
8 Prozent für Lkw. Dem stehen (reale) Erhö-
hungen der Tankstellenabgabepreise – ein-
schließlich der Öko-Steuer – bis zum Jahr 2015
um insgesamt rund 21 Prozent für Pkw bzw.
28 Prozent für Lkw gegenüber. Während für
den Straßengüterverkehr eine Erhöhung der
Produktivität um 14 Prozent angenommen
wird, erzielt die Eisenbahn Produktivitätsfort-
schritte von etwa 7 Prozent.“ (BMVBW 2000,
S. 60)

Auf der anderen Seite wird ein Szenario
gerechnet, „das eine drastische Kostenbelas-
tung der Sektoren Straße (...) und Luftverkehr

vorsieht“ und wegen seiner fehlenden gesamt-
gesellschaftlichen Konsensfähigkeit „Überfor-
derungsszenario“ genannt wird.

Sodann wird über ein Szenario „Integrati-
on“ eine Prognose „Integration“ errechnet, das
„die extremen Annahmen des Laisser-faire-
bzw. des Überforderungsszenarios“ vermeiden
will. „Es vereint das sozial Vertretbare mit den
verkehrs- und umweltpolitischen Zielsetzun-
gen: Mit Hilfe einer bis zum Jahr 2015 auf
0,40 DM pro Kilometer ansteigenden Benut-
zungsgebühr für Lkw kann ein Teil des Ver-
kehrszuwachses von der Straße auf die Schiene
und die Wasserstraße verlagert werden. Aus
der Abwägung der verschiedenen Szenarien
ergibt sich, dass das Integrationsszenario den
weiteren Schritten der BVWP-Überarbeitung
zugrunde gelegt werden soll.2 (BMVBW 2000,
S. 60)

Interdependenz zwischen Verkehrsprojekten

Als eine wesentliche Verbesserung der Metho-
dik ist anzusehen, dass eine Interdependenzbe-
trachtung zwischen verschiedenen Verkehrs-
projekten vorgenommen wird, wenn Interde-
pendenzen bestehen. Die Bewertungen betref-
fen also nicht mehr lediglich einzelne Projekte.
Damit können dann wechselseitige Beeinflus-
sungen von Maßnahmen verschiedener Ver-
kehrsträger (z. B. Schnellstraße versus Stadt-
bahntrasse) bzw. verschiedener Maßnahmen
des gleichen Verkehrsträgers (z.B. Ketten von
Ortsumfahrungen) ergänzend bewertet werden.

Induzierter Verkehr

Weiterhin ist vorgesehen, den durch die ge-
planten Maßnahmen induzierten Verkehr zu
erfassen und auch in seinen Wirkungen und
Folgen zu bewerten. Dabei handelt es sich um
denjenigen Neuverkehr, der ausschließlich
durch die Realisierung der geplanten Maßnah-
men entsteht. Tendenziell wird sich die Be-
rücksichtigung der induzierten Verkehre für die
Bewertung der jeweiligen Infrastrukturprojekte
nutzenmindernd auswirken. Die Wirkungen des
induzierten Personenverkehrs werden für den
Verkehrsträger Straße berechnet, während der
induzierte Verkehr anderer Verkehrsträger als
Quantité négligeable angesehen wird.
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Neue Bewertungskriterien für verschiedene
Wirkungsbereiche

Gegenüber der methodischen Struktur der
BVWP '92 ergeben sich nach dem gegenwärti-
gen Stand der Weiterentwicklung der Erfas-
sungs-, Bewertungs- und Entscheidungsverfah-
ren Modifikationen vor allem in den folgenden
fünf Bereichen:

• räumliche Wirkungen
• Umweltauswirkungen
• städtebauliche Beurteilung
• Umwelt-Risiko-Einschätzung
• Raumwirksamkeitsanalyse.

Erreichbarkeit und Räumliche Wirkungen

Unter der verbesserten Erreichbarkeit von
Fahrtzielen versteht man in dem Berechungs-
verfahren in der BVWP die Einsparung von
Reisezeit, die auf der Nutzen-Seite in die Kos-
ten-Nutzen-Analyse eingeht, wobei die einge-
sparte Reisezeit von Personen direkt monetari-
siert wird.

• „Nutzen aus der Verbesserung der Er-
reichbarkeit von Fahrtzielen“ (NE) – das
Kriterium wird wie bisher erfasst, aber in
seiner Monetarisierung aktualisiert.

Unter den „räumlichen Vorteilen durch den
Bau und den Betrieb von Verkehrsprojekten“
sind verschiedene Merkmale zusammengefasst,
welche die regionalen Beschäftigungseffekte
abbilden:

• „Beiträge zur Überwindung konjunktur-
neutraler Unterbeschäftigung aus dem Bau
von Verkehrswegen“ (NR1) – das Kriteri-
um wurde verbessert;

• „Beiträge zur Überwindung konjunktur-
neutraler Unterbeschäftigung aus dem
Betrieb von Verkehrswegen“ (NR2) – das
Kriterium wurde neu gefasst: die Erfas-
sung der Beschäftigungseffekte erfuhren
methodisch eine tiefgreifende Verände-
rung.

Das heißt im Einzelnen: Die Methode der Ab-
bildung regionaler Arbeitsmärkte ist gegenüber
früher differenzierter, wodurch die Beschäfti-
gungseffekte aus dem Bau von Verkehrswegen
besser erfasst werden können. Außerdem kön-
nen nicht nur aus Neubau von Verkehrswegen

resultierende Beschäftigungseffekte mit der
neuen Methodik erfasst werden, sondern auch
solche aus der Wartung und Instandhaltung.
Die maßnahmenbedingte Verbesserung der
regionalen Anbindungsqualität wird zur Be-
stimmung des Beschäftigungsnutzens aus dem
Betrieb von Verkehrswegen herangezogen.
Hauptvorteil dieses neuen Kriteriums besteht
darin, dass bei der Bewertung alle Regionen
berücksichtigt werden können, die in ihrer ver-
kehrlichen Anbindung durch das Projekt profi-
tieren, und nicht nur wie bisher allein die Pro-
jektregion.

Als Ergänzung der Erhebung der räumli-
chen Wirkungen in der NKA wird zusätzlich,
also außerhalb des eigentlichen, rechnerischen
Verfahrens der BVWP, eine Raumwirksam-
keitsanalyse eingeführt, durch welche die
raumordnerische Komponente „zu einer eigen-
ständigen Bewertungkomponente mit nachvoll-
ziehbaren Zielen und Kriterien“ weiterentwi-
ckelt werden soll. (BMVBW 2000, S. 65f.) Bei
dieser Analyse werden zwei Arten von Zielen
der Verkehrspolitik unterschieden:

1. „Verteilungs- und Entwicklungsziele: Flä-
chendeckende Teilhabe der Bevölkerung
an der Mobilität; Sicherstellung der ge-
samträumlichen Erschließung (Vertei-
lungsgerechtigkeit); Auslösung von Ent-
wicklungsimpulsen für benachteiligte oder
zurückgebliebene Teilräume.

2. Entlastungs- und Verlagerungsziele: Ent-
lastung verkehrlich hoch belasteter Räume
und Korridore; Verbesserung der Voraus-
setzungen zur Verlagerung von Verkehr
auf umweltverträglichere Verkehrsträger
wie Schiene und Wasserstraße.“

Zu 1. In der methodischen Modernisierung
erhalten Verkehrswege dann eine besondere
Erfassung, wenn sie beispielsweise zwischen
Oberzentren sowie zu deren Erschließung zu
verkehrlichen Verbesserungen führen. Von
dem „System der zentralen Orte“ wird ange-
nommen, dass diese Orte sowohl „Versor-
gungsfunktionen für ihre jeweiligen Verflech-
tungsräume“ ausüben als auch „die Funktion
von Entwicklungszentren für ganze Regionen“
haben. (BMVBW 2000, S. 66)

Zu 2. Insbesondere Neu- und Ausbaumaß-
nahmen der Verkehrsträger Schiene und Was-
serstraße sollen auf ihre möglichen Ent-
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lastungs- und Verlagerungskapazitäten hin
überprüft werden. „Solche Vorhaben erhalten
über ihre Zielbeiträge zur Verbindung und
Erschließung zentraler Orte hinaus eine raum-
ordnerische Präferenzierung nach Maßgabe der
prognostizierten Entlastungswirkung.“ (Ebd.)

Veränderungen der Erfassung und Bewertung
von Umweltwirkungen

Umwelteffekte des Verkehrs, die sich aus er-
wogenen Maßnahmen der verkehrlichen Infra-
struktur ergeben, werden auch nach der Mo-
dernisierung der Bewertungsmethodik durch
eine Mehrzahl von Nutzen-Komponenten er-
fasst bzw. sind Teil nicht-monetärer Beurtei-
lung. Die folgenden drei Nutzen-Komponenten
wurden überarbeitet:

• „Nutzen aus der Verbesserung der Lärm-
situation“ (NU1) – das Kriterium wurde
verbessert durch einen Zahlungsbereit-
schaftsansatz.

Die zur Berechnung der Lärmsituation (zur
Abschätzung der Anzahl Betroffener unter
Berücksichtigung der Intensität der Betroffen-
heit) verwendeten Stadtmodell-Bausteine wur-
den neu konzipiert und gehen neu in die Lärm-
erfassung und -bewertung ein; sie entsprechen
der geltenden Baunutzungsverordnung. Außer
der Ermittlung von Lärmbeeinträchtigungen
werden auch die Trennwirkungen über diese
Abbildung von Stadtstrukturen erfasst. We-
sentliches Ergebnis der Überarbeitung besteht
auch in der Berücksichtigung der Lärmbeein-
trächtigung durch Verkehr in außerörtlichen
Bereichen. Die Zielpegelüberschreitungen
werden über einen Vermeidungskosten-Ansatz
(Kosten von fiktiven Lärmschutzmaßnahmen)
monetarisiert.

• „Nutzen aus Verminderung der Luftschad-
stoffe“ (NU2) – die Erfassung und Be-
wertung wurde in mehrfacher Hinsicht
modifiziert; wesentliche Resultate sind in
dem folgenden Verfahrensschema aufge-
führt.

Der neue methodische Ansatz zur Erfassung
und Bewertung von verkehrsbedingten Abga-
sen ist zweigeteilt in globale Emissionen und
innerörtliche Immissionen. Bei den letzteren
werden nun insbesondere kanzerogene Luft-

schadstoffe in die Monetarisierung einbezogen.
Durch die explizite Berücksichtigung der den
Nutzen beeinträchtigenden Schadstoffimmissi-
onen wird der entsprechenden Forderung aus
der Dreiundzwanzigsten Verordnung zur
Durchführung des Bundes-Immissionsschutz-
gesetzes (Verordnung über die Festlegung von
Konzentrationswerten; 23. BImSchV) genüge
getan.

In die Methodik eingeführt sind nun auch
Klimaschäden auf der Basis der Leitgröße der
CO2-Emissionen. Die Bewertung erfolgt über
einen Vermeidungskostenansatz, bezogen auf
jeweils eine emittierte Tonne CO2.

• Modifiziert wird der Aspekt "Verbrauch
von Natur und Landschaft“.

Aufgrund der im Voraus vorgenommenen Be-
rechnung der Kosten für den erforderlichen
Flächenkauf, der Erstinstandsetzung der Flä-
chen und der Pflegemaßnahmen sowie der
monetarisierten Funktionsverluste während der
Regenerationszeit gelingt es, die Kompensati-
onskosten für in Anspruch genommene Natur
und Landschaft besser abzuschätzen, als dies
nach dem bisher angewandten, nur grob pau-
schalierenden Ansatz der Fall war. Die beson-
deren Bedingungen des Einzelfalles können
nun ebenfalls besser berücksichtigt werden.

Eine verbesserte Umwelt-Risiko-Einschät-
zung (URE) gibt es in der herkömmlichen
BVWP außerhalb des eigentlichen Verfahrens,
und zwar im Falle Neu- und Ausbaumaßnah-
men von Straße und Schiene, bei denen mit
einer besonderen Häufung von naturschutz-
fachlichen Problemen zu rechnen ist (unabhän-
gig von der Projektlänge). Die Auswahl bei den
Bundeswasserstraßen erfolgt einzelfallbezogen.
Die Ergebnisse dieser ökologischen Einschät-
zung gehen nach dem bisherigen Verfahren in
qualitativer Form in die Projektbewertung ein,
beeinflussen also unter Umständen den Einstu-
fungsvorschlag, damit möglicherweise auch die
politische Abwägung und Entscheidung. Diese
umweltfachliche Beurteilung bleibt somit zu-
nächst auf die Einzelvorhaben beschränkt. Er-
gänzend erfolgt eine URE auch bei kumulati-
ven Effekten im Rahmen der Untersuchung
von räumlich benachbarten Projekten.

Aus dem Verkehrsbericht 2000 (S. 65)
seien die folgenden Hauptergebnisse der Modi-
fikation zitiert:
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• „die methodisch vergleichbare Anwen-
dung für alle Verkehrsträger,

• die verbesserte Berücksichtigung von
Kulturlandschaften, von unzerschnittenen
verkehrsarmen Räumen und von hoch-
empfindlichen Gebieten,

• die frühzeitige und angemessene Berück-

sichtigung möglicher Konflikte mit dem
europäischen Naturschutz (FFH- und Vo-
gelschutzgebiete),

• die Einbeziehung von Erweiterungsmaß-
nahmen sowie

• die Berücksichtigung kumulativer Effekte
von räumlich benachbarten Maßnahmen.“

Abb. 1: Verfahrensschema der Erfassung und Bewertung verkehrsbedingter Luftschadstoffe
und Klimagase der BVWP
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Weitere neu gefasste Kriterien und Wirkungs-
aspekte

Die Auswirkung einer erwogenen verkehrsinf-
rastrukturellen Maßnahme auf die Verkehrssi-
cherheit wird in der überarbeiteten Nutzen-
Kosten-Analyse anhand der neuen, inhaltlich
erweiterten Unfallkostensätze bewertet, die von
der Bundesanstalt für das Straßenwesen
(BAST) herausgegeben wurden. Bei der Kal-
kulation dieser Kostensätze werden u. a. ge-
samtwirtschaftliche Verluste an Wertschöpfung
in der Hausarbeit eingerechnet, die durch Un-
fälle mit Verletzungen oder Todesfolge entste-
hen.

Bei der Beurteilung der städtebaulichen
Effekte wird das gesamtwirtschaftliche Bewer-
tungsverfahren der BVWP auch auf Kleinpro-
jekte der Straße erweitert und systematisiert.
Als die Einzelkriterien, an denen sich die Be-
wertung städtebaulicher Effekte von Fernver-
kehrswegen zu orientieren hat, dienen:

• Stadtraumqualität,
• Aufenthaltsqualität und Nutzungsansprü-

che,
• Barrierewirkung,
• Stadtklima/Stadtökologie.

Die Qualität bzw. Empfindlichkeit des einzu-
beziehenden Stadtraumes wird ermittelt und
„der Wirkung des Verkehrsweges in seiner
spezifischen baulichen und verkehrlichen Aus-
prägung gegenübergestellt“. Nach einem
Punktesystem wird für einen vorher-nachher-
Vergleich anschließend „ein sogenanntes städ-
tebauliches Nutzen- bzw. Risikopotenzial“ be-
stimmt.
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«

Bewertung – ein vernachlässig-
ter Aspekt nachhaltiger Mobili-
tät1

von Marcus Steierwald und Marita Nehring,
Akademie für Technikfolgenabschätzung in
Baden-Württemberg

Im Gefolge der Nachhaltigkeitsdebatte steht
die Frage nach dem Status, also nach Stand
und Entwicklung einer Nachhaltigkeit, die
einem Sektor oder einem Gemeinwesen
zugemessen werden kann. Dabei wird die
Debatte unserer Beobachtung nach stark
auf Ökonomien konzentriert, d. h. auf das
nachhaltige Wirtschaften einer Region, die
in der Verantwortung einer politischen In-
stanz stehen. Die Akademie für Technikfol-
genabschätzung hat diesem Thema mehre-
re Projekte gewidmet, v. a. der Untersu-
chung von Indikatoren der Nachhaltigkeit.

Im Bereich Verkehr und Mobilität fehlt
leider eine eigene Nachhaltigkeitsfor-
schung. Das mag daran liegen, dass Ver-
kehr in Administration und Politik und auch
in Teilen der Forschung immer noch fehlin-
terpretiert wird. „Verkehr“ – so der Haupt-
satz unserer Arbeit – „ist aber nicht Technik
oder Ökonomie, sondern Mobilitätsverhal-
ten, das sich der Technik zur Umsetzung
bedient und ökonomisch resp. ökologisch
messbare Spuren hinterlässt und partiell
ökonomisch begründbar ist.“


